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Einleitung 

Am 18. November 2003, um 10.15 Uhr, hat Luis Durnwalder als ältes-
ter Abgeordneter die konstituierende Sitzung des neu gewählten 
Südtiroler Landtages eröffnet. Seither wurden im Landtag 192 Sitzun-
gen abgehalten, 65 Landesgesetze verabschiedet, 1.077 Beschluss-
anträge und Tagesordnungen eingereicht, 7.596 Anfragen gestellt. 
In dieser XIII. Gesetzgebungsperiode wurden auch einige Neuerungen 
eingeführt bzw. sie haben sich aufgrund politischer Entwicklungen 
ergeben. Der Rat der Gemeinden, 2003 mit Landesgesetz eingeführt, 
ist nun zum offiziellen Gutachter von Gesetzentwürfen von Gemein-
deinteresse geworden. Um das jährliche Haushaltsgesetz von haus-
haltsfremden Artikeln zu befreien, wurden diese in eigenen Sammel-
gesetzen zusammengefasstΣ ŘƛŜ ǳƴǘŜǊ ŘŜƳ bŀƳŜƴ αhƳƴƛōǳǎά be-
kannt wurden, eine Neuerung, die selber Gegenstand von Debatten 
im Landtag wurde. 
Auch von außen wurden Anliegen an den Landtag herangetragen: 
Mehrere Gemeinden Venetiens wollten sich dem Land Südtirol bzw. 
der Region Trentino-Südtirol anschließen, das Trentino hat eine Än-
derung zum Autonomiestatut vorgeschlagen, aus dem italienischen 
Parlament kamen Vorschläge, dem Landtag ein Vetorecht bei Ände-
rungen des Autonomiestatuts einzuräumen. 
Schließlich hat der Landtag als Gesetzgeber Konkurrenz bekommen. 
Mit dem Gesetz zu Volksbegehren und Volksabstimmung von 2005 
wurden die Möglichkeiten der direkten Demokratie beträchtlich er-
weitert. 

Die Themen 

 
Der Landtag verabschiedet Gesetze, wählt die Landesregierung, kont-
rolliert ihre Tätigkeit und macht ihr, durch eigene Beschlüsse, politi-
sche Vorgaben ς soweit die Hauptaufgaben, die weitgehend politi-
scher Natur sind: Es werden Entscheidungen getroffen und Schwer-
punkte gesetzt.  
Wo die Schwerpunkte liegen, womit sich der Landtag am meisten 
beschäftigt, das entscheiden die Abgeordneten und Fraktionen mit 
ihren Initiativen. Zählt man alle (über 8.800) Initiativen ς Gesetzent-
würfe, Beschlussanträge, Anfragen, Begehrensgesetzentwürfe an das 
Parlament u.a. ς zusammen und unterteilt sie grob in Sachbereiche, 
so scheinen vor allem Gesundheits- und Sozialwesen sowie Schule 
und Kultur im Zentrum des Interesses zu liegen, aber auch die Ver-
waltung im Allgemeinen. 
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Die Schwerpunkte de r Fraktionen  
Gesetzentwürfe, Anfragen, Anträge nach Sachbereichen  

(ohne Initiativen der Landesregierung) 
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Die XII. Gesetzgebungsperiode hat am 21. November 1998 begonnen, die XIII. 
am 26. Oktober 2003 

Die Arbeiten im Plenum 

GESETZGEBUNG 
 
Der Landtag hat in seiner XIII. Legislaturperiode in 192 
Sitzungen 65 Landesgesetze verabschiedet, etwas we-
niger als in den fünf Jahren zuvor (1998-2003) mit 78 
genehmigten Gesetzentwürfen in 221 Sitzungstagen. 
Deutlicher wird der Unterschied, wenn man noch wei-
ter zurück blickt: In der X. Gesetzgebungsperiode von 
1988 bis 1993 wurden noch 138 Gesetze verabschie-
det. Das bedeutet nicht, dass der Landtag unprodukti-
ver geworden ist, sondern weist auf eine Änderung in der Gesetzge-
bungstechnik hin. Damals wurden noch oft Gesetzentwürfe vorge-
legt, um Detailthemen zu regeln, etwa die Erhöhung der Studiensti-
pendien, die Beteiligung des Landes am Stadttheater oder Maßnah-
men für die Erdgasversorgung, oder um einzelne Bestimmungen in 
bestehenden Landesgesetzen zu ändern. 
In dieser Legislaturperiode wurden vor allem Gesetze genehmigt, die 
ganze Bereiche regeln: Handwerk, Industrie, Dienstleistungen, die 
Sanitätseinheiten, die Bildung vom Kindergarten bis zur Mittelschule 
usw. Einzelbereiche wurden meist in Sammelgesetzen zusammenge-
fasst, auch Omnibus-Gesetze genannt. Dadurch reduziert sich die 
Zahl der Gesetze, die durchschnittliche Behandlungsdauer hat hinge-
gen zugenommen. Ein Beispiel dafür ist etwa das im Juli 2008 verab-
schiedete Bildungsgesetz, mit dem sich die zuständige Gesetzge-
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bungskommission eine Tagung und fünf Sitzungen (zu insgesamt 38 
Stunden) lang beschäftigt hat und das Plenum sechs Sitzungstage. Die 
längste Sitzung in dieser Legislatur war übrigens die Haushaltssitzung 
2004, die am Samstag, 3. April, um 6.04 Uhr früh beendet wurde. 
 

$ÁÓ ȵOmnibusȰ-Verfahren  

 
Das Finanzgesetz zum Haushalt war in der Vergangenheit oft gespickt 
mit haushaltsfremden Bestimmungen, oft aus Dringlichkeits-, oft 
auch aus praktischen Gründen, da man nicht für eine Detailbestim-
mung einen ganzen Gesetzentwurf erstellen und diskutieren wollte. 
Sowohl die Opposition als auch die Mehrheit waren mit diesem Zu-
stand unzufrieden und einigten sich zu Beginn dieser Gesetzgebungs-
ǇŜǊƛƻŘŜ ŘŀǊŀǳŦΣ ǎƻƭŎƘŜ .ŜǎǘƛƳƳǳƴƎŜƴ ƛƴ ŜƛƴŜƳ αhƳƴƛōǳǎά-Gesetz zu 
verpacken, wie es auch in anderen Parlamenten üblich ist. Das erste 
αhƳƴƛōǳǎά-Gesetz wurde am 9. Juni 2005 verabschiedet, sechs wei-
tere folgten.  
Ob die Omnibus-Methode sich als Erfolg erwiesen hat, darüber gin-
gen die Meinungen im Landtag auseinander. Bei jeder Debatte über 
einen Omnibus-Entwurf wurde auch über das Omnibus-Verfahren als 
solches debattiert. Die Opposition beklagte, dass die Sammelgesetze 
nicht nur zu umfangreich geworden sind, sondern dass sie oft auch 
grundlegende Novellierungen von bestehenden Landesgesetzen be-
inhalten, was den Abmachungen widerspreche. Vonseiten der Mehr-
heit wurde betont, dass so die Haushaltsgesetze von haushaltsfrem-
den Bestimmungen gesäubert werden konnten und dass vieles ein-
fach aus Dringlichkeitsgründen im Omnibus Platz finden müsse. Ein 
ganzes Gesetz für einen einzelnen Artikel zu schreiben, sei nicht sinn-
voll. 
 

Die Themen 

 
Insgesamt wurden in diesen fünf Jahren 164 Landesgesetzentwürfe 
vorgelegt, 65 wurden im Plenum des Landtags genehmigt, 57 abge-
lehnt, die anderen kamen nicht zur Behandlung oder wurden zurück-
gezogen. Zu 18 Gesetzentwürfen, meist jenen der Landesregierung, 
wurden Minderheitenberichte vorgelegt. 
5ƛŜ ƳŜƛǎǘŜƴ DŜǎŜǘȊŜƴǘǿǸǊŦŜ ōŜǘǊŜŦŦŜƴ ŘŜƴ tǳƴƪǘ α!ƭƭƎŜƳŜƛƴŜǎ ǳƴŘ 
±ŜǊǿŀƭǘǳƴƎάΣ ŘŜǊ ƴƛŎƘǘ ƴǳǊ ŘƛŜ hǊƎŀƴƛǎŀǘƛƻƴ ŘŜǊ [ŀƴŘŜǎǾŜǊǿaltung 
umfasst, sondern auch allgemeine Themen der Autonomie (wie etwa 
Proporz und Zweisprachigkeit) und, ein Dauerthema in dieser Gesetz-
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gebungsperiode, die Demokratie und ihre Organe: rund 20 Gesetz-
entwürfe betrafen Wahlgesetze, Volksabstimmung und Volksbefra-
gung, Abgeordnetendiäten und ähnliches. 
Seit der Verfassungsreform von 2001, mit der 
auch das Autonomiestatut geändert wurde, 
werden die Wahlen für den Landtag durch die-
sen geregelt und nicht mehr durch den Regional-
rat. Insgesamt wurden in dieser Gesetzgebungs-
periode diesbezüglich fünf Entwürfe für ein 
Wahlgesetz vorgelegt, zwei von der SVP, zwei 
von der Union für Südtirol und einer von Forza 
Italia. Da eine Einigung über eine weitreichende 
Reform nicht erzielt werden konnte, wurde 
schließlich am 14. Februar 2008 ein von der SVP 
vorgelegter und von fast allen anderen Fraktio-
ƴŜƴ ƳƛǘǳƴǘŜǊȊŜƛŎƘƴŜǘŜǊ αǘŜŎƘƴƛǎŎƘŜǊά 9ƴǘǿǳǊŦ 
genehmigt, mit dem für die Wahl 2008 im Wesentlichen der alte 
Wahlmodus bestätigt wurde. 
Zu den Spitzenreitern gehören auch Gesundheit und Sozialwesen, 
{ŎƘǳƭŜ ǳƴŘ YǳƭǘǳǊΣ ǳƴŘ ²ƛǊǘǎŎƘŀŦǘΦ 5ŜǊ .ŜǊŜƛŎƘ αCƛƴŀƴȊŜƴ ǳƴŘ Iŀǳs-
Ƙŀƭǘά ŜƴǘƘŅƭǘ ŜƛƴŜƴ ƎǊƻǖŜƴ tŦƭƛŎƘǘǘŜƛƭΥ ŦǸǊ ƧŜŘŜǎ WŀƘǊ IŀǳǎƘŀƭǘΣ bŀŎh-
tragshaushalt und die dazugehörigen Finanzgesetze sowie die Ge-
nehmigung der Rechnungslegung für die vergangenen Jahre. 
 

Direkte Demokratie  

 
Der Gesetzentwurf mit der Nummer 1 ς Nr. 1/03 vom 26. Oktober 
2003, dem Tag der Landtagswahl, stammt eigentlich aus der XII. Le-
gislaturperiode, ist aber nicht mit dieser verfallen ς war in zweierlei 
Hinsicht etwas Besonderes: Er betraf die Grundregeln der Demokra-
tie und er wurde vom Volk eingebracht. αDirekte Demokratie - Anre-
ƎǳƴƎǎǊŜŎƘǘŜΣ .ŜŦǊŀƎǳƴƎǎǊŜŎƘǘŜΣ {ǘƛƳƳǊŜŎƘǘŜάΣ ǎƻ ŘŜr Titel. Es ging 
um Volksabstimmung, Volksinitiative und Volksbefragung. In der Fol-
ge legten auch verschiedene Landtagsfraktionen entsprechende Ent-
würfe vor. 
Am 1. Juli 2005 verabschiedete der Landtag schließlich ein Gesetz, 
das die Möglichkeiten der direkten Mitbestimmung der Bürgerinnen 
und Bürger wesentlich erweiterte. Das Gesetz, das von der SVP-
Fraktion vorgelegt wurde, sieht vier verschiedene Formen direkter 
Demokratie vor: das Volksbegehren, die aufhebende, die gesetzes-
einführende und die beratende Volksabstimmung. 

Sachbereich Anzahl 

Allgemeines und Verwaltung 46 

Finanzen und Haushalt 26 

Gesundheit und Soziales 24 

Infrastrukturen und Vermögen 2 

Land- und Forstwirtschaft 9 

Mobilität  5 

Örtliche Körperschaften 2 

Raumordnung und Umwelt 10 

Schule und Kultur 19 

Wasser und Energie 2 

Wirtschaft 15 

Wohnbau 4 
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Gleichzeitig mit dem SVP-Vorschlag wurden drei ähnliche Gesetzent-
würfe diskutiert, die aber keine Mehrheit im Landtag fanden. Der 
Gesetzentwurf, der auf Volksinitiative zustande gekommen war und 
hinter den sich in der Landtagsdebatte die Grünen stellten, sah von 
einer Mindestbeteiligung (Quorum) bei der Abstimmung ab, ein wei-
terer, vorgelegt von der Union für Südtirol, wollte einen Volksent-
scheid auch über Verwaltungsakte ermöglichen, und ein dritter, von 
Alleanza Nazionale, sah vor, dass die Initiative auch von einer Min-
destanzahl von Gemeinden ausgehen kann. 
Auf der Grundlage des verab-
schiedeten Gesetzes wurde beim 
Landtag bereits ein Gesetzent-
wurf auf Volksinitiative einge-
reicht, ebenso wurden (bei der 
Landesverwaltung) Anträge auf 
Einleitung einer gesetzeseinfüh-
renden Volksabstimmung ge-
stellt. 
  

Stimme des Volkes 

Das Landesgesetz zu Volksbegehren und Volksabstimmung 
sieht vier Formen direkter Demokratie vor: 
Volksbegehren ς auf Antrag von mindestens 8.000 Bür-
gern wird dem Landtag ein Gesetzesvorschlag unterbrei-
tet. 
Aufhebende Volksabstimmung ς wird auf Antrag von 
13.000 Bürgern anberaumt, um bestehende Landesgeset-
ze abzuschaffen. 
Gesetzeseinführende Volksabstimmung ς das Volk legt, 
mit mindestens 13.000 Unterschriften, einen Gesetzent-
wurf vor und stimmt darüber ab. 
Beratende Volksabstimmung ς vom Landtag anberaumt, 
um die Meinung des Volkes zu einem Gesetzentwurf zu 
hören. 
Laut Art. 47 des Autonomiestatutes können demokratie-
politisch wichtige Gesetze (z.B. über die Wahl des Land-
tags oder des Landeshauptmanns, über Referenden, über 
Beziehungen zwischen Organen des Landes usw.) einem 
bestätigenden Referendum unterzogen werden. 
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Vom Landtag verabschiedete Landesgesetze  
 

Vorschlag Allgemeines Landesgesetz vom 

Durnwalder Bestimmungen zur Förderung des freiwilligen Zivildienstes in 
Südtirol 

19. 10. 2004, Nr. 7 

Durnwalder Ehrungen für Verdienste um das Land Südtirol 12. 06. 2006, Nr. 5 

Durnwalder Lokale öffentliche Dienstleistungen 16. 11. 2007, Nr. 12 

Durnwalder Regelung des Bergrettungsdienstes 10. 12. 2007, Nr. 13 

 

Vorschlag Finanzen und Haushalt Landesgesetz vom 

Frick Bestimmungen über das Erstellen des Haushaltes für das Finanz-
jahr 2004 und für den Dreijahreszeitraum 2004-2006 und andere 
Gesetzesbestimmungen (Finanzgesetz 2004) 

08. 04. 2004, Nr. 1 

Frick Haushaltsvoranschlag der autonomen Provinz Bozen für das Fi-
nanzjahr 2004 und Dreijahreshaushalt 2004-2006 

08. 04. 2004, Nr. 2 

Frick Genehmigung der allgemeinen Rechnungslegung des Landes für 
das Haushaltsjahr 2002 

12. 05. 2004, Nr. 3 

Frick Bestimmungen in Zusammenhang mit dem Nachtragshaushalt 
des Landes Südtirol für das Finanzjahr 2004 und für den Dreijah-
reszeitraum 2004-2006 

23. 07. 2004, Nr. 4 

Frick Nachtragshaushalt des Landes Südtirol für das Finanzjahr 2004 
und für den Dreijahreszeitraum 2004-2006 

23. 07. 2004, Nr. 5 

Frick Bestimmungen über das Erstellen des Haushaltes für das Finanz-
jahr 2005 und für den Dreijahreszeitraum 2005-2007 (Finanzge-
setz 2005) 

23. 12. 2004, Nr. 10 

Frick Haushaltsvoranschlag der Autonomen Provinz Bozen für das Fi-
nanzjahr 2005 und Dreijahreshaushalt 2005-2007 

23. 12. 2004, Nr. 11 

Frick Genehmigung der allgemeinen Rechnungslegung des Landes für 
das Haushaltsjahr 2003 

16. 06. 2005, Nr. 2 

Frick Bestimmungen in Zusammenhang mit dem Nachtragshaushalt 
des Landes Südtirol für das Finanzjahr 2005 und für den Dreijah-
reszeitraum 2005-2007 

22. 07. 2005, Nr. 5 

Frick Nachtragshaushalt des Landes Südtirol für das Finanzjahr 2005 
und für den Dreijahreshaushalt 2005-2007 

22. 07. 2005, Nr. 6 

Frick Bestimmungen über das Erstellen des Haushaltes für das Finanz-
jahr 2006 und für den Dreijahreszeitraum 2006-2008 (Finanzge-
setz 2006) 

23. 12. 2005, Nr. 13 

Frick Haushaltsvoranschlag der autonomen Provinz Bozen für das Fi-
nanzjahr 2006 und Dreijahreshaushalt 2006-2008 

23. 12. 2005, Nr. 14 

Frick Genehmigung der allgemeinen Rechnungslegung des Landes für 
das Haushaltsjahr 2004 

18. 10. 2006, Nr. 10 

Frick Bestimmungen in Zusammenhang mit dem Nachtragshaushalt 
des Landes Südtirol für das Finanzjahr 2006 und für den Dreijah-
reszeitraum 2006-2008 

20. 07. 2006, Nr. 7 
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Frick Nachtragshaushalt des Landes Südtirol für das Finanzjahr 2006 
und für den Dreijahreszeitraum 2006-2008 

20. 07. 2006, Nr. 8 

Frick Bestimmungen über das Erstellen des Haushaltes für das Finanz-
jahr 2007 und für den Dreijahreszeitraum 2007-2009 (Finanzge-
setz 2007) 

20. 12. 2006, Nr. 15 

Frick Haushaltsvoranschlag der Autonomen Provinz Bozen für das Fi-
nanzjahr 2007 und Dreijahreshaushalt 2007-2009 

20. 12. 2006, Nr. 16 

Frick Genehmigung der allgemeinen Rechnungslegung des Landes für 
das Haushaltsjahr 2005 

27. 09. 2007, Nr. 7 

Frick Bestimmungen in Zusammenhang mit dem Nachtragshaushalt 
des Landes Südtirol für das Finanzjahr 2007 und für den Dreijah-
reszeitraum 2007-2009 

19. 07. 2007, Nr. 4 

Frick Nachtragshaushalt des Landes Südtirol für das Finanzjahr 2007 
und für den Dreijahreshaushalt 2007-2009 

19. 07. 2007, Nr. 5 

Frick Bestimmungen über das Erstellen des Haushaltes für das Finanz-
jahr 2008 und für den Dreijahreszeitraum 2008-2010 (Finanzge-
setz 2008) 

21. 12. 2007, Nr. 14 

Frick Haushaltsvoranschlag der autonomen Provinz Bozen für das Fi-
nanzjahr 2008 und Dreijahreshaushalt 2008-2010 

21. 12. 2007, Nr. 15 

Frick Genehmigung der allgemeinen Rechnungslegung des Landes für 
das Haushaltsjahr 2006 und Maßnahmen betreffend das laufende 
Haushaltsjahr 

19. 09. 2008, Nr. 6 

Frick Genehmigung der allgemeinen Rechnungslegung des Landes für 
das Haushaltsjahr 2007 und andere Bestimmungen 

09. 10. 2008, Nr. 8 

 

Vorschlag Gesundheit und Soziales Landesgesetz vom 

Theiner Schutz der Gesundheit der Nichtraucher 25. 11. 2004, Nr. 8 

Theiner Maßnahmen im Bereich der Abhängigkeiten 18. 05. 2006, Nr. 3 

Theiner Schutz der Gesundheit der Nichtraucher und Bestimmungen im 
Bereich des Sanitätspersonals 

03. 07. 2006, Nr. 6 

Theiner Änderung der Ordnung des Landesgesundheitsdienstes 02. 10. 2006, Nr. 9 

Theiner Maßnahmen zur Sicherung der Pflege 12. 10. 2007, Nr. 9 

 

Vorschlag Land- und Forstwirtschaft Landesgesetz vom 

Berger Gentechnisch veränderte Organismen (GVO) in der Landwirt-
schaft - Übergangsbestimmungen 

16. 11. 2006, Nr. 13 

Durnwalder Änderung der Landesgesetze in den Bereichen Wildhege und 
Jagdausübung, Agrargemeinschaften sowie Pilzesammeln  

12. 10. 2007, Nr. 10 

Berger wŜƎŜƭǳƴƎ ŘŜǎ αUrlaub auf dem Bauernhofά 19. 09. 2008, Nr. 7 

 

Vorschlag Mobilität  Landesgesetz vom 

Widmann Bestimmungen über Seilbahnen und Luftfahrthindernisse 30. 01. 2006, Nr. 1 
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Vorschlag Raumordnung und Umwelt Landesgesetz vom 

Laimer Vorschriften auf dem Sachgebiet der Sanierung von Bauvergehen 19. 10. 2004, Nr. 6 

Laimer Abfallbewirtschaftung und Bodenschutz 26. 05. 2006, Nr. 4 

Laimer &ƴŘŜǊǳƴƎ ŘŜǎ [ŀƴŘŜǎƎŜǎŜǘȊŜǎ ǾƻƳ ммΦ !ǳƎǳǎǘ мффтΣ bǊΦ мо ΰ[ŀn-
ŘŜǎǊŀǳƳƻǊŘƴǳƴƎǎƎŜǎŜǘȊΨ 

02. 07. 2007, Nr. 3 

Laimer Umweltprüfung für Pläne und Projekte 05. 04. 2007, Nr. 2 

 

Vorschlag Sammelgesetze Landesgesetz vom 

Durnwalder Änderung von Landesgesetzen in verschiedenen Bereichen und 
andere Bestimmungen 

20. 06. 2005, Nr. 3 

Durnwalder Änderung von Landesgesetzen in den Bereichen Landwirtschaft, 
Zivilschutz, öffentliche Gewässer und Umweltschutz und andere 
Bestimmungen 

20. 06. 2005, Nr. 4 

Durnwalder Änderungen von Landesgesetzen auf den Sachgebieten öffentli-
che Arbeiten, Straßenwesen, Industrie, Handel, Handwerk, 
gastgewerbliche Betriebe und Tourismus und andere Bestim-
mungen 

03. 10. 2005, Nr. 8 

Durnwalder Änderungen von Landesgesetzen in den Bereichen Arbeit, 
Raumordnung, Fürsorge, Gesundheitswesen, Mobilität und 
Forst- und Domänenverwaltung und andere Bestimmungen 

18. 11. 2005, Nr. 10 

Durnwalder Änderungen von Landesgesetzen in verschiedenen Bereichen 18. 10. 2006, Nr. 11 

Durnwalder Änderungen von Landesgesetzen in verschiedenen Bereichen 23. 07. 2007, Nr. 6 

Durnwalder Änderung von Landesgesetzen in verschiedenen Bereichen und 
andere Bestimmungen 

10. 06. 2008, Nr. 4 

 

Vorschlag Schule und Kultur Landesgesetz vom 

Saurer Recht auf Hochschulbildung 30. 11. 2004, Nr. 9 

Saurer Ordnung der Lehrlingsausbildung 20. 03. 2006, Nr. 2 

Saurer, Berger, Gnecchi, Mussner Bestimmungen im Bereich Bildung 14. 03. 2008, Nr. 2 

Saurer, Gnecchi, Mussner Allgemeine Bildungsziele und Ordnung 
von Kindergarten und Unterstufe 

16 .07. 2008, Nr. 5 

 

Vorschlag Wahlen, direkte Demokratie Landesgesetz vom 

Baumgartner, Denicolò, Ladurner, Lamprecht, 
Munter, Pahl, Pardeller, Pürgstaller, Stirner 
Brantsch, Stocker, Thaler Zelger, Unterberger 

Volksbegehren und Volks-
abstimmung 

18. 11. 2005, Nr. 11 

Baumgartner, Cigolla, Frick, Gnecchi, Klotz, Kury, 
Ladurner, Laimer, Lamprecht, Leitner, Mair, 
Munter, Mussner, Pahl, Pardeller, Pasquali, Stir-
ner Brantsch, Stocker, Thaler, Theiner, Unterber-
ger, Widmann 

Bestimmungen über die im 
Jahre 2008 anfallende 
Wahl des Südtiroler Land-
tages 

09. 06. 2008, Nr. 3 
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Vorschlag Wasser und Energie Landesgesetz vom 

Laimer Übergangsbestimmungen auf dem Gebiete der Konzessionen für 
große Ableitungen zur Erzeugung von Elektroenergie 

11. 04. 2005, Nr. 1 

Laimer Bestimmungen auf dem Gebiet der Nutzung öffentlicher Gewäs-
ser und elektrischer Anlagen 

30. 09. 2005, Nr. 7 

 

Vorschlag Wirtschaft Landesgesetz vom 

Frick Regelung des Messesektors 18. 10. 2005, Nr. 9 

Frick Maßnahmen zur Qualitätssicherung im Lebensmittelbereich und 
Einführung des Qualitätszeichens "Qualität mit Herkunftsangabe" 

22. 12. 2005, Nr. 12 

Frick Finanzierungs- und Kreditberatung und Errichtung der Garantie-
genossenschaft "Socialfidi" 

16. 11. 2006, Nr. 12 

Gnecchi Forschung und Innovation 13. 12. 2006, Nr. 14 

Frick Änderungen des Landesgesetzes vom 13. Februar 1997,  Nr. 4, 
"Maßnahmen des Landes Südtirol zur Förderung der gewerbli-
chen Wirtschaft" 

12. 03. 2007, Nr. 1 

Frick Ordnung der Industrie 09. 10. 2007, Nr. 8 

Frick Ordnung der Dienstleistungen 16. 11. 2007, Nr. 11 

Frick Handwerksordnung 25. 02. 2008, Nr. 1 

 

Vorschlag Wohnbau Landesgesetz vom 

Cigolla Änderung des Wohnbauförderungsgesetzes 13. 10. 2008, Nr. 9 

 

 

Drei Gesetzentwürfe der Landesregierung kamen nicht mehr zur Be-
handlung: Bestimmungen zur Bonifizierung und Änderung des Lan-
deshöfegesetzes (Berger), Kinder- und Jugendanwaltschaft (Kasslat-
ter-Mur), Naturschutzgesetz (Laimer). 
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BESCHLÜSSE 

Arbeiten am Autonomiestatut  

 
Die weit reichenden Zuständigkeiten der autonomen Regionen und 
Provinzen werden von Nachbarregionen oft als ungerechtfertigte Pri-
vilegien gesehen. So kam in den letzten Jahren häufig Kritik aus der 
Region Venetien an Südtirols Sonderstellung. Gleichzeitig haben eini 
ge Gemeinden Venetiens den Anschluss an die Region Trentino-
Südtirol gesucht, um an den Vorteilen der 
Autonomie teilzuhaben. In der XIII. Ge-
setzgebungsperiode hatte der Südtiroler 
Landtag ς wie auch der Trentiner Landtag 
und der Regionalrat Trentino-Südtirol ς 
mehrere Male zu solchen Übertrittswün-
schen Stellung zu nehmen. 
Wie von der italienischen Verfassung (Art. 
132) und vom Autonomiestatut (Art. 103) 
vorgesehen, hat der Landtag vier Verfas-
sungsgesetzentwürfe begutachtet, die die Grenzänderung für jene 
zehn Gemeinden beinhalten. Bei einer Angliederung zu einer anderen 
Region entscheidet letztendlich das Parlament, aber, wie in der De-
batte mehrmals betont, geht es bei einer eventuellen Angliederung 
an Trentino-Südtirol um eine Änderung des Autonomiestatuts, das 
nicht nur ein Gesetz mit Verfassungsrang ist, sondern auf einem zwi-
schenstaatlichen Abkommen beruht. 
In der Debatte wiesen die Mehrheit und die deutschsprachigen Par-
teien auf die eher ökonomischen als kulturell-historischen Beweg-
gründe hin; zudem würde sich durch eine solche Angliederung der 
Proporz ändern. Die italienischen Mitte-Rechts-Parteien wiesen hin-
gegen auf die ungerechtfertigt hohe finanzielle Ausstattung der Süd-
tiroler Autonomie hin, die immer mehr Gemeinden aus den Nachbar-
regionen anziehen werde. Die Grünen schließlich sprachen sich für 
die Angliederung von Gemeinden aus, die historisch oder kulturell 
mit der Region verbunden sind; die Anträge beruhten auf Volksab-
stimmungen, deren Ergebnis zu respektieren sei. 
Der Landtag hat schließlich zu allen Angliederungsvorschlägen ein 
negatives Gutachten abgegeben. 
Auch in den ladinischen Gemeinden Cortina, Col und Buchenstein hat 
sich die Bevölkerung für eine Angliederung an Südtirol ausgespro-
chen. Der entsprechende Verfassungsgesetzentwurf ist noch nicht 
beim Landtag angekommen, gleichwohl wurde ς im Zuge der Diskus-
sion über die anderen Gemeinden ς darüber geredet. Hier hat sich 

Andrang aus dem Veneto 

Zehn Gemeinden Venetiens haben nach einer 
Volksabstimmung eine Angliederung an die 
Region Trentino-Südtirol beantragt: Lamon, 
Asiago, Conco, Enego, Foza, Gallio, Lusiana, 
Roana, Rotzo und Sovramonte. Der Landtag 
hat sich allen Fällen dagegen ausgesp-rochen. 
Eine Entscheidung zu Cortina, Col und Buchen-
stein stand bis zum Ende der Legislatur noch 
nicht an. 
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eine deutliche Mehrheit, vor allem der deutschen Parteien, für eine 
Angliederung ausgesprochen, da es hier kulturelle und historische 
Gemeinsamkeiten gebe. 

Autonomie mit Garantie  

 
Änderungen am Autonomiestatut werden vom italienischen Parla-
ment vorgenommen. Vorher muss, laut Artikel 103 des Statuts, der 
Landtag um seine Stellungnahme gefragt werden. Auch diese Klausel  
war Gegenstand von Reformvorschlägen, die ihrerseits wieder das 
Gutachten des Landtags erforderten. 
Vier Verfassungsgesetzentwürfe wurden 
diesbezüglich in der Abgeordnetenkam-
mer vorgelegt: einer von den Abgeord-
neten Zeller, Brugger, Widmann, Bezzi 
und Nicco, einer von Bressa, Franceschi-
ni, Migliore, Donadì, Villetti, Sgobio, Bo-
nelli, Fabris und Sereni, ein weiterer von 
Marco Boato und schließlich einer von 
BIancofiore, La Loggia, Santelli, Bertolini, 
Carfagna und Gardini. 
Für die beiden ersten (von Zeller bzw. 
Bressa u.a.) sprach sich der Südtiroler 
Landtag mit einer breiten Mehrheit aus 
(bei vier Nein-Stimmen und drei Enthal-
tungen). Diese sehen für eine Änderung des Statuts das Einverneh-
men der beiden Landtage und des Regionalrats vor ς diesen wird 
praktisch ein Vetorecht eingeräumt. Die beiden anderen Reformvor-
schläge (Boato bzw. Biancofiore) wurden mehrheitlich abgelehnt.  
Die vier Gesetzentwürfe sind mit der Auflösung des Parlaments im 
Frühjahr 2008 verfallen. Die Einführung des Vetorechts wurde aber 
nach den Neuwahlen als politische Forderung wieder aufgegriffen. 

Rechtsstreit mit  Rom 

 
Mit der Verfassungsreform von 2001 wurden die Zuständigkeiten von 
Staat und Regionen neu definiert. Für eine Reihe von Sachbereichen 
Ǝƛōǘ Ŝǎ ƎŜǘŜƛƭǘŜΣ αƪƻƴƪǳǊǊƛŜǊŜƴŘŜά ½ǳǎǘŅƴŘƛƎƪŜƛǘŜƴ, was oft zu Verfah-
ren vor dem Verfassungsgerichtshof führt.  
In dieser Legislaturperiode hat die italienische Regierung bisher 18 
Landesgesetze vor dem Verfassungsgericht angefochten. Der Landtag 
seinerseits hat drei von der Landesregierung beschlossene Anfech-

Vorsicht bei Änderungen 

Das ausstehende Vetorecht spielte auch eine 
Rolle bei der Abstimmung zu einem Vorschlag 
des Trenti-no für eine Änderung des Autonomie-
statuts. Damit sollten die beiden Landesregie-
rungen ermächtigt werden, aus verstreuten 
Normen Einheitstexte mit Gesetzeskraft zu ers-
tellen.  
In der Landtagsdebatte wurde zwar der Ansatz 
einer normativen Vereinfa-chung anerkannt, 
gleichwohl war die Mehrheit der Meinung, dass 
man eine Änderung des Autonomie-statuts der-
zeit nicht riskieren wolle, solange der Landtag 
noch kein Vetorecht hat. Dem Vorschlag des 
Trentiner Landtags wurde somit ein negatives 
Gutachten ausgestellt. 
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tungen von staatlichen Normen ς zwei Finanzgesetze und ein Erlass 
des Gesundheitsministers ς ratifiziert. 

Interna  

 
Das Plenum des Landtags hat in dieser Gesetzgebungsperiode 27 Be-
schlüsse mit interner Relevanz gefasst. Dazu gehören unter anderem 
der jährliche Haushalt (mit Nachtragshaushalt und Abschlussrech-
nung), die Abänderung bestehender Verordnungen zu Personal, Ver-
gütungen der Abgeordneten, Offenlegung von Einkommen und Ver-
mögen oder die Festlegung der Anzahl der Landesräte und Landesrä-
tinnen. 
Am meisten Interesse in den Medien fand die Änderung der Vergü-
tungsordnung, die im März 2005 beschlossen wurde und die Abschaf-
fung der Sitzungsgelder sowie Abzüge für Absenzen bei Landtagssit-
zungen vorsieht. 
Der Haushalt des Landtags und die Rechnungslegung 
werden jährlich vom Plenum auf Vorschlag des Präsi-
diums genehmigt. Im Laufe der XIII. Legislaturperiode 
hat der Haushalt nur geringfügig zugenommen, seit 
2006 ist sogar ein leichter Rückgang zu verzeichnen; 
eine Beschränkung der allgemeinen und eine Vermei-
dung der unnötigen Ausgaben war auch bei jeder 
Haushaltsdebatte als Ziel erklärt worden. Der Großteil der Ausgaben 
betrifft jedoch Pflicht- und laufende Ausgaben ς wie sie von Landes-
gesetzen und landtagsinternen Regelungen vorgesehen sind ς, wo-
durch der Handlungsspielraum beschränkt war. 
  

 Landtagshaushalt 

2004 7.254.566,44 

2005 7.686.425,07 

2006 7.780.967,26 

2007 7.543.151,36 

2008 7.445.991,37 
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ANTRÄGE UND BEGEHREN 

Vorgaben für Landesregierung und Parlament  

 
Der Landtag stellt nicht nur bin-
dende Regeln auf (in Form von 
Landesgesetzen), sondern kann 
auch die politische Tätigkeit ande-
rer Organe beeinflussen, indem er 
ihr Vorgaben oder Vorschläge 
macht. Mit Beschlussanträgen und 
Tagesordnungen (Beschlussanträ-
ge zu Gesetzentwürfen) wird 
meistens die Landesregierung verpflichtet, bestimmte Dinge zu tun 
oder zu unterlassen, Begehrensanträge und Begehrensgesetzentwür-
fe richten sich hingegen an das Parlament und werden für Sachberei-
che vorgelegt, die in die staatliche Zuständigkeit fallen. In beiden Fäl-
len handelt es sich um politische Willensbekundungen, nicht um Akte 
mit rechtlicher Tragweite. 

Politischer Konsens  
 

Kein einziges Landesgesetz wurde in den vergangenen fünf Jahren 
einstimmig verabschiedet. Dagegen herrschte bei der Mehrheit der 
genehmigten Beschlussanträge und Tagesordnungen breitester Kon-
sens, und das, obwohl das Gros der Anträge von der Opposition ein-
gereicht wurde. Es ist ein Konsens mit einigen Abstrichen. Der unein-
geschränkten Zustimmung ging fast immer eine Verhandlung zwi-
schen Mehrheit und Opposition voraus, die ursprünglichen 
Beschlussvorlagen wurden umformuliert, gekürzt oder ergänzt. 
 

Beschlussanträge 564 74 57 308 182 

Tagesordnungen 513 47 28 196 270 

Begehrensanträge 18 7 2 2 9 

Begehrensgesetzentwürfe 4 1 0 0 3 

1 gesamter Text  

oder Teile davon  
2 unzulässig, zurückgezogen, 

noch  nicht behandelt 
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Genehmigte Beschlussanträge  
 

Unterzeichner Betreff genehmigt am 

Klotz, Pöder Appell an das Außenministerium, die Einreise tschetsche-
nischer Kinder zur medizinischen Versorgung in Kranken-
häusern in Südtirol und anderen Teilen Italiens zu ermögli-
chen 

13.01.2004 

Klotz, Pöder Verringerung nächtlicher Lichtkonzentrationen - Umstel-
lung von den Quecksilber-Hochdrucklampen auf Natrium-
dampflampen 

03.02.2004 

Klotz, Pöder Pustertaler Bahn 02.03.2004 

Urzì, Holzmann, 
Minniti 

Gegen die Folter 02.03.2004 

Kury, Heiss, 
Kusstatscher 

Gegen die drohende Zunahme des Schwerverkehrs 
braucht es dringend Maßnahmen 

04.05.2004 

Kury, Heiss, 
Kusstatscher 

Rad + Bahn - Tarife nicht konkurrenzfähig 04.05.2004 

Minniti,  
Holzmann, Urzì 

Bekämpfung der Leukämien und anderer hämatologischer 
Erkrankungen - Errichtung einer Nabelschnurblutbank 

05.05.2004 

Kusstatscher, 
Heiss, Kury 

Maßnahmen zur Luftreinhaltung bei Baumaschinen und 
Bautransporten 

05.05.2004 

Kusstatscher, 
Heiss, Kury 

Errichtung einer LKW-Kontrollstelle am Brenner 05.05.2004 

Kury, Heiss, 
Kusstatscher 

Grundlagenforschung zum Zusammenleben der Sprach-
gruppen 

06.05.2004 

Kury, Heiss, 
Kusstatscher 

ASTAT-Erhebung über effektive Lebenshaltungskosten 08.06.2004 

Urzì, Holzmann, 
Minniti 

Einsprachige, getrennt verschickte Formblätter 08.06.2004 

Urzì, Holzmann, 
Minniti 

Freiheit für Martha Beatriz Roque 29.06.2004 

Leitner, Mair Informationen für sinnesbehinderte Touristen 29.06.2004 

Urzì, Holzmann, 
Minniti 

Versicherungsbeiträge der Künstler 21.09.2004 

Kusstatscher, 
Heiss, Kury 

Italienischunterricht in allen Lehrlingsklassen der deutsch-
sprachigen Berufsschule 

12.10.2004 

Klotz, Pöder Personalaufstockung in der Sektion Umweltmedizin 12.10.2004 

Leitner, Mair Umbenennung von "Assessor" in Gemeindereferent - Pfle-
ge der deutschen Muttersprache in der öffentlichen Ver-
waltung 

13.10.2004 

Leitner, Mair Verkehr - Transit 07.12.2004 

Kury, Heiss, 
Kusstatscher 

Nationalpark Stilfserjoch - ausgegrenzte Natur- und Kultur-
landschaft ist in Landschaftsplänen der Gemeinden unter 
Schutz zu stellen 

07.12.2004 

Leitner, Mair Nein zu einem EU-Beitritt der Türkei 11.01.2005 

Kusstatscher, 
Heiss, Kury 

Nein zur dritten Autobahnspur! 01.02.2005 
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Kusstatscher, 
Heiss, Kury 

Alcopops - jugendlicher Anreiz zum Alkoholgenuss 01.03.2005 

Mair, Leitner Alkopops - Aufklärungskampagnen an den Mittel- und 
Oberschulen 

01.03.2005 

Thaler Zelger Jugendliche vor Gefahren des Alkohols schützen 01.03.2005 

Holzmann, Min-
niti, Urzì 

Wohngemeinschaft für Menschen mit Behinderung 02.03.2005 

Pöder, Klotz Südtirolfrage und Südtirolautonomie sind internationale 
Angelegenheit - Schutzmachtrolle. Österreichs nach wie 
vor wichtig 

05.04.2005 

Pürgstaller Zugang zu Computer und Internet für alle 05.04.2005 

Klotz, Pöder Studienstipendien 07.06.2005 

Klotz, Pöder Der Notstand betreffend das Pflegepersonal in Kranken-
häusen 

07.06.2005 

Holzmann,  
Minniti, Urzì 

Aussetzung von Tieren 29.06.2005 

Kury, Dello  
Sbarba, Heiss 

Novellierung Landesgesetz Personennahverkehr 29.06.2005 

Minniti,  
Holzmann, Urzì 

Probleme der an Autismus leidenden Menschen 20.09.2005 

Leitner, Mair Streichung der E 66 aus den europäischen und zwischens-
taatlichen Verkehrsprogrammen 

20.09.2005 

Holzmann,  
Minniti, Urzì 

Biologische Speisen in den Schülermensen 21.09.2005 

Kury, Dello  
Sbarba, Heiss 

Zugang zu Bankkrediten auch für Körperschaften im Sozi-
albereich erleichtern 

11.10.2005 

Kury, Dello  
Sbarba, Heiss 

EU-Richtlinie über die "Strategische UVP" umsetzen 08.11.2005 

Dello Sbarba, 
Heiss, Kury 

Gemeinsame Herausgabe eines Buches über die Landesge-
schichte, um die Konflikte der Vergangenheit zu überwin-
den und bei den Jugendlichen ein europäisches Bewuss-
tsein zu entwickeln 

10.01.2006 

Pürgstaller,  
Thaler Zelger 

Zusätzliche Waggons für Pendlerzüge 08.02.2006 

Kury, Dello  
Sbarba, Heiss, 
Klotz, Ladurner, 
Mair, Stirner,  
Stocker, Thaler 
Zelger, Unter-
berger 

Gender-Budgeting ist die Anwendung von gender main-
streaming im Budgetierungsprozess 

08.03.2006 

Leitner, Mair Benes-Dekrete 10.05.2006 

Ladurner Frauen und Gesundheit 07.06.2006 

Minniti, Holz-
mann, Urzì 

Behinderte: nicht nur Gebührenerhöhung, sondern auch 
soziale Integration erforderlich 

08.06.2006 

Leitner, Mair Verbot von Symbolen des Nazismus und Faschismus 27.06.2006 

Pöder, Klotz Zivildiener als Jäger 27.06.2006 

Kury Bahnverbindung Bozen-Meran 27.06.2006 

Holzmann,  
Minniti, Urzì 

Ein einziger Sanitätsbetrieb 19.09.2006 
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Leitner, Mair Abschaffung des Amtes des Regierungskommissars für die 
Autonome Provinz Bozen 

10.10.2006 

Urzì, Holzmann, 
Minniti 

Fotoarchiv 11.10.2006 

Kury, Dello  
Sbarba, Heiss 

Die Alpenkonvention als Grundlage des neuen LEROP 08.11.2006 

Kury, Dello  
Sbarba, Heiss 

Finanzielle Unterstützung für Bauten unter Ensemble-
schutz 

05.12.2006 

Heiss, Dello 
Sbarba, Kury 

Bodenproben aus den Grünflächen entlang der Pustertaler 
Straße 

05.12.2006 

Heiss, Dello 
Sbarba, Kury 

Streetworking - Aufsuchende Jugendarbeit 10.01.2007 

Heiss, Dello 
Sbarba, Kury 

Recht auf Hochschulbildung zur Gänze umsetzen 06.02.2007 

Kury, Dello  
Sbarba, Heiss 

Gesamtplan zur Unterschutzstellung von Fließgewässern 06.03.2007 

Klotz Maßnahmen zur Eindämmung der Energieverschwendung 07.03.2007 

Kury, Dello  
Sbarba, Heiss 

Kavernenparkplätze Küchelbergtunnel Meran 08.05.2007 

Klotz Erneuerung des Führerscheins-Belastungen 26.06.2007 

Urzì, Minniti, 
Sigismondi 

Überwachung der Qualität der italienischen Sprache in 
Südtirol 

18.09.2007 

Leitner, Mair Türkischer Völkermord an Armeniern muss verurteilt wer-
den 

06.11.2007 

Dello Sbarba, 
Heiss, Kury 

100 Millionen Euro für den Verbrennungsofen von Bozen? 
Es bedarf einer Denkpause, um abzuwägen, ob es sich um 
eine sinnvolle Entscheidung handelt. 

04.12.2007 

Stirner Brantsch Schulsportstudie 08.01.2008 

Leitner, Mair Gerechte Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten - 
Mütterpension 

08.01.2008 

Urzì, Minniti, 
Sigismondi 

Positive Maßnahmen zur Bekämpfung der geschlechtsspe-
zifischen Gewalt im Südtiroler Schulsystem 

08.01.2008 

Pasquali Bestimmungen für ein geregeltes und sicheres Skifahren 12.02.2008 

Klotz Schutz der Seiser Alm 01.04.2008 

Klotz Neugestaltung des Bozner Bahnhofs 06.05.2008 

Klotz Recht auf Gebrauch der Muttersprache in Postämtern in 
Südtirol 

27.05.2008 

Klotz Haftanstalt für Jugendliche 27.05.2008 

Baumgartner, 
Munter, Thaler 
Zelger 

Transitverkehr und Projekt "Neue Brennerbahn" 30.09.2008 

Baumgartner, 
Munter, Thaler 
Zelger 

Verminderung des Zug- und Schienenlärms 30.09.2008 

Kury, Dello  
Sbarba, Heiss 

"Lärm macht krank" - Lärmschutzgesetz dringend erneue-
rungsbedürftig 

30.09.2008 

Heiss, Dello 
Sbarba, Kury 

Skitourismus - keine neuen Zusammenschlüsse von Skige-
bieten 

30.09.2008 

Leitner Übernahme der Post durch das Land 01.10.2008 
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Beschlussanträge zu Gesetzentwürfen (Tagesordnungen)  

Unterzeichner Betreff genehmigt am 

Leitner, Mair Kostenbeteiligung für Spitalaufenthalte - Abschaffung 01.04.2004 

Pöder Privilegienabbau und Anwesenheitspflicht 01.04.2004 

Kury Bauvorhaben für Sendeanlagen - in das Expertenteam soll 
ein Umweltmediziner und ein Vertreter der Verbraucher-
organisation aufgenommen werden 

01.04.2004 

Kusstatscher Osteraktionen auf Tirols Strassen 02.04.2004 

Kusstatscher Brennerbasistunnel 02.04.2004 

Klotz, Pöder Die Qualität des Italienischunterrichts in den deutschen 
Grund- und Mittelschulen 

02.04.2004 

Munter,  
Pürgstaller 

Maßnahmen zur Reduzierung der Feinstaubbelastung 02.04.2004 

Minniti,  
Holzmann, Urzì 

Wohnbauförderungsgesetz - Neubestimmung der Punkte-
zahl 

02.04.2004 

Pöder, Klotz Postdienste in Geschäften 15.07.2004 

Leitner, Mair Tarifautonomie - Kaufkraft der Löhne sichern 15.07.2004 

Kury, Dello 
Sbarba, Heiss 

Nein zur dritten Autobahnspur! 15.07.2004 

Thaler Zelger, 
Baumgartner, 
Lamprecht 

Errichtung von Hagelnetzen 15.07.2004 

Minniti,  
Holzmann, Urzì 

Nicht im Stellenplan eingestufte Lehrer 15.07.2004 

Baumgartner, 
Biancofiore, 
Kury, Leitner, 
Minniti, Pöder, 
Seppi 

Errichtung der Landesagentur für Vertragsverhandlung 15.07.2004 

Seppi Es wird die Einhaltung des Gesetzes gefordert, das vor-
sieht, dass in allen Schulklassen ein Kruzifix angebracht 
sein muss 

15.07.2004 

Kury, Dello 
Sbarba 

Die Änderung der Definition "urbanistische Kubatur" 13.10.2004 

Kury, Dello 
Sbarba, Heiss 

Der 2. Südtiroler Frauenbericht 17.11.2004 

Stocker,  
Baumgartner, 
Lamprecht, 
Pürgstaller 

Die Ausrichtung der Bestimmungen der wirtschaftlichen 
Bedürftigkeit bei Wettbewerbsausschreibungen für Stu-
dienstipendien bei Familien mit vier und mehr Kindern 

18.11.2004 

Heiss, Dello 
Sbarba, Kury 

Brennerbasis- und Gotthardtunnel: Schaffung vergleichba-
rer Rahmenbedingungen 

11.01.2005 

Kury, Dello 
Sbarba, Heiss 

Zughaltestelle St. Jakob 11.01.2005 

Kury, Dello 
Sbarba, Heiss 

Der Gewässerschutzplan ist schleunigst zu verabschieden 06.04.2005 

Urzì, Holzmann, 
Minniti 

Ausbildungskurse für Chronisten 08.06.2005 
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Kury, Dello 
Sbarba, Heiss 

Durchführungsverordnung zu Art. 11 des Landesgesetzes 
zur Luftreinhaltung 

10.06.2005 

Heiss, Dello 
Sbarba, Kury 

Förderung eines Pilotprojekts für einen autofreien Tou-
rismus 

13.07.2005 

Klotz, Pöder Sprachbestimmungen - Durchsagen in den internationalen 
Zügen 

13.07.2005 

Holzmann, 
Minniti, Urzì 

Leitplanken 13.07.2005 

Minniti, Holz-
mann, Urzì 

Punktezuweisung durch das Wohnbauinstitut 15.12.2005 

Kury, Dello 
Sbarba, Heiss 

Es braucht dringend kontinuierliche Lärmmessungen längs 
der Autobahn 

15.12.2005 

Dello Sbarba, 
Heiss, Kury 

Das Land Südtirol ist aufgerufen, Hilfsmaßnahmen für die 
vom Erdbeben heimgesuchte Bevölkerung Pakistans zu 
treffen 

15.12.2005 

Pöder Kein Motorsportzentrum und keine Panzerübungen in der 
Frizzi Au 

16.12.2005 

Kury, Dello 
Sbarba, Heiss 

Abänderung des Drogengesetzes 12.05.2006 

Kury, Dello 
Sbarba, Heiss 

Sanitätsreform durch offene Anhörungen begleiten - Emp-
fehlung an die vierte Gesetzgebungskommission 

21.09.2006 

Dello Sbarba, 
Heiss, Kury 

Zugang zu den Gesundheitsdiensten 21.09.2006 

Leitner, Mair Wahrung des ethnischen Proporzes und der Mitarbeiter-
rechte 

21.09.2006 

Leitner, Mair Befreiung von Kostenbeteiligungen für Schwerkranke 21.09.2006 

Minniti,  
Sigismondi, Urzì 

Kinderärztlicher Bereitschaftsdienst in Meran 21.09.2006 

Kury, Dello 
Sbarba, Heiss 

Für ein gentechnikfreies Europa "Koexistenz ist das Ende 
der gentechnikfreien Landwirtschaft" 

08.11.2006 

Kury, Klotz, 
Ladurner, Mair, 
Stirner 
Brantsch, 
Stocker, Thaler 
Zelger, Unter-
berger 

Maßnahmen zur Frauenförderung bei der Wirtschaftsför-
derung berücksichtigen 

08.03.2007 

Pöder Verringerung der Bürokratie 08.03.2007 

Dello Sbarba, 
Heiss, Kury 

Experimentelle Einführung der Ökobuchhaltung in einigen 
Gemeinden Südtirols 

05.06.2007 

Denicolò Vorrang bei der Zuweisung von Sozial-Wohnungen 12.07.2007 

Kury, Dello 
Sbarba, Heiss 

Definierung der "wesentlichen Leistungen" der Sozial-
dienste 

04.10.2007 

Klotz Die andauernde Verletzung des LG Nr. 66 vom 20.11.1978, 
das das Zünden von Feuer- und Knallkörpern verbietet 

13.12.2007 

Stocker Englischunterricht in der Grundschule 10.01.2008 

Klotz Schul- und Bildungshoheit für Südtirol 11.06.2008 

Kury, Dello 
Sbarba, Heiss 

Landtagswahlen: verpflichtende Frauenpräsenz auf Kandi-
datenliste 

10.09.2008 
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Genehmigte Begehrensanträge  
 

Unterzeichner Betreff genehmigt am 

Kusstatscher, 
Heiss, Kury 

Verkehrsprotokoll der Alpenkonvention ratifizieren 07.12.2004 

Pürgstaller,  
Denicolò,  
Kasslatter Mur, 
Pardeller, Saurer, 
Unterberger 

Aufklärung über GATS 07.12.2004 

Dello Sbarba, 
Heiss, Kury 

Verbot der Einfuhr und des Verkaufs von Haustierfellen 
und von allen Pelzen von Tieren, die in der Volksrepub-
lik China gezüchtet oder vermarktet werden 

07.03.2007 

Lamprecht,  
Baumgartner,  
Denicolò, Pahl, 
Pardeller, Thaler 
Zelger 

Wiedereinführung des Feiertages des Heiligen Josefs 
am 19. März 

06.11.2007 

Leitner, Mair Schutz von Sonntag und Feiertagen 04.12.2007 

Leitner, Mair Ausländerwahlrecht - Familienzusammenführung 27.05.2008 

Leitner, Mair Steuerkontrollen in den Betrieben 27.05.2008 

 

Genehmigte Begehrensgesetzentwürfe  
 

Unterzeichner Betreff genehmigt am 

Pöder Änderung des Art. 15 Abs. 6 des Gesetzes Nr. 230/1998 
'Neue Normen im Bereich der Wehrdienstverweige-
rung': Ausnahmeregelung zur Erteilung der Lizenz zum 
Waffentragen für Sport- und Jagdaktivitäten an ehema-
lige Wehrdienstverweigerer 

08.11.2006 
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DIE KONTROLLFUNKTION DES LANDTAGS 
 

Eine der wesentlichen Aufgaben eines Parlaments ist die Kontrolle 
über die Tätigkeit der Regierung. Im Landtag wird diese Aufgabe 
hauptsächlich mit Anfragen an die Mitglieder der Landesregierung (in 
manchen Fällen auch an das Präsidium des Landtags) ausgeübt. Dazu 
stehen den Abgeordneten die Anfragen mit schriftlicher Beantwor-
tung sowie die Fragestunde zu Beginn einer jeden Landtagssitzung 
zur Verfügung, wobei letztere vor allem für aktuelle Themen gedacht 
ist. 
Im Laufe dieser Legislaturperiode wurden 5.972 Anfragen mit schrift-
licher Beantwortung gestellt und 1.624 Anfragen im Rahmen der Fra-
ƎŜǎǘǳƴŘŜΦ 5ƛŜ !ƴŦǊŀƎŜƴ ƳŀŎƘŜƴ ȊŀƘƭŜƴƳŅǖƛƎ Řŀǎ DǊƻǎ ŘŜǊ αƳŜǎǎōa-
ǊŜƴά ǇƻƭƛǘƛǎŎƘŜƴ ¢ŅǘƛƎƪŜƛǘ ŀǳǎΣ ŜƛƴŜ !ǳŦǘŜƛƭǳƴƎ ƛƴ {ŎƘǿŜǊǇǳƴƪǘŜ ŜǊƎƛōǘ 
somit dasselbe Bild wie bei der Gesamtübersicht (siehe Seiten 5 u. 6). 
Da Anfragen sich immer an das sachlich zuständige Mitglied der Lan-
desregierung richten, ergibt auch eine namentliche Übersicht Auf-
schluss über das jeweilige sachliche Interesse der Abgeordneten. 
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Wer fragt wen?  

Anfragen nach Fragestellern und Gefragten 
 

Anfrage 
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 D
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Baumgartner 1   1    1       3 

Biancofiore    8  2   3  2 1   16 

DelloSbarba 2 7  3 7 6  23 7 5 12 7 5  84 

Denicolò  1  4   2 1   1 5   14 

Heiss 10 8  57 12 11 46 40 25 20 7 57 1  294 

Holzmann 20 50  95 61 57 36 45 77 38 73 82 4  638 

Klotz 3 9  129 10 14 16 21 13 26 36 45  1 323 

Kury 19 2  69 33 8 8 128 27 7 15 86 4  406 

Kusstatscher 3 1  7    11 2  1 4   29 

Ladurner    1      1 2    4 

Lamprecht 2   8 1   4       15 

Leitner 36 41 2 233 75 37 18 119 76 61 81 138 4  921 

Mair 3 9  27 7 11 2 8 6 10 25 26 1  135 

Minniti  6 300 3 399 90 182 49 148 186 71 459 164  6 2063 

Munter     3   1 3 1  4   12 

Pahl  1  3 1 4   4 4 2 1 1  21 

Pardeller    2      1 1  1  5 

Pasquali 1 2  3   1 1   2    10 

Pöder 17 14  111 30 14 11 46 27 14 31 75 3  393 

Pürgstaller 4 4  10 5 3  9 1 4 4 8   52 

Seppi 132 514 11 102 251 155 46 45 44 40 87 84 1 10 1522 

Sigismondi 23 21 2 53 24 41 44 23 18 32 33 30   344 

Stirner    4  5   7 13 5 3   37 

Stocker    1  1     1 2   5 

Thaler           2    2 

Thaler Zelger    1    1 1   2   5 

Urzì 10 61  144 35 39 59 44 61 34 59 68 4 4 622 

gesamt 292 1045 18 1475 645 590 338 719 588 382 941 892 29 21 7975 

 
Die Tabelle umfasst alle Anfragen mit schriftlicher oder mündlicher Beantwortung. 
Bei den Fragestellern wurden nur die Erstunterzeichner berücksichtigt. Einige 
wenige Anfragen wurden an mehrere Landesräte gerichtet; diese sind mehrfach 
erfasst (ansonsten würde die Reihenfolge des Alphabets das Ergebnis verzerren). 
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DER LANDTAG WÄHLT 
 
Der Landtag trifft im Laufe 
der Gesetzgebungspe-
riode auch eine Reihe von 
wichtigen Personalent-
scheidungen. Die wich-
tigsten und bekanntesten 
sind die Wahl des Landes-
hauptmanns und der Lan-
desregierung, des Land-
tagspräsidenten bzw. der 
Landtagspräsidentin und 
des Landtagspräsidiums.  
Daneben entsendet er 
seine Vertreter in eine 
Reihe von Gremien und 
bestimmt die Leiter von 
wichtigen Behörden. Er-
nannt, gewählt bzw. 
namhaft gemacht wurden 
in den vergangenen fünf 
Jahren u.a. Volksanwältin Burgi Volgger, die Mitglieder der Sechser- 
und der Zwölferkommission Gianclaudio Bressa und Karl Zeller, 
Staatsrat Hans Zelger sowie verschiedene Mitglieder des Landtags für 
das Einvernehmenskomitee für die Staatsstellen, das Landeskomitee 
zur Verwirklichung der Chancengleichheit, die Rechnungsprüferkolle-
gien und Verwaltungsräte von Landesbetrieben wie Forst- und Do-
mänenverwaltung, Laimburg, Rundfunkanstalt Ras. Außerdem wur-
den verschiedene Mitglieder des Landesbeirats für Kommunikation, 
des Aufsichtsrates für das Wohnbauinstitut und der Bezirkswahl-
kommission gewählt bzw. namhaft gemacht. 
 

Von 9 auf 10 Fraktionen  
 

Zu Beginn der Legislaturperiode haben sich neun Fraktionen gebildet: 
Südtiroler Volkspartei, Alleanza Nazionale, Grüne Fraktion, Union für 
Südtirol, Die Freiheitlichen, Gemeinsam Links ς Frieden und Gerech-
tigkeit, Il Centro, Forza Italia und Unitalia. Mit dem 1. Juni 2007 sind 
es zehn geworden, als Eva Klotz die Union für Südtirol verlässt und 
ŘƛŜ CǊŀƪǘƛƻƴ αSüd-Tiroler Freiheit - Freies Bündnis für Tirolά bildet. 
  

Präsidenten und Vizepräsidenten des Südtiroler Landtags 

Präsident/inn/en  gewählt am Vizepräsident/inn/en 

Richard Theiner 18. 11. 2003 Giorgio Holzmann 

Veronika Stirner Brantsch 18. 12. 2003  

Riccardo Dello Sbarba 18. 05. 2006 Rosa Thaler Zelger 

Präsidialsekretäre/innen 

 Amtsdauer 

Martina Ladurner 18. 05. 2006 - Oktober 2008 

Hanspeter Munter 18. 11. 2003 - Oktober 2008 

Georg Pardeller 07. 06. 2005 - Oktober 2008 

Albert Pürgstaller 18. 11. 2003 - 07. 06. 2005 

Rosa Thaler Zelger 18. 11. 2003 - 18. 05. 2006 

Nachgerückt 

 vereidigt am anstelle von 

Francesco Comina 10.07.2008 Marialuisa Gnecchi 

Riccardo Dello Sbarba 13.07.2004 Sepp Kusstatscher 

Alberto Pasquali 7.06.2006 Michaela Biancofiore 

Alberto Sigismondi 7.06.2006 Giorgio Holzmann 

Hermann Thaler 7.06.2005 Albert Pürgstaller 
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DIE ORGANE DES LANDTAGS 

Präsidium  

 
Das Landtagspräsidium, dem der Präsident/die Präsidentin, die Vize-
präsidentin/der Vizepräsident und drei Präsidialsekretä-
re/Präsidialsekretärinnen angehören, genehmigt die Entwürfe des 
Haushaltsvoranschlages und der Abschlussrechnung des Landtages 
und unterbreitet dem Landtag Vorschläge zur Änderung und Ergän-
zung der Personalordnung und des entsprechenden Stellenplanes 
sowie Vorschläge im Zusammenhang mit Bestimmungen über Auf-
wandsentschädigungen, Sitzungsgelder und Leistungen zugunsten 
der Landtagsfraktionen. Das Landtagspräsidium gewährleistet auch 
die Einhaltung und korrekte Auslegung der Geschäftsordnung. 
In der XIII. Gesetzgebungsperiode ist es 62-mal zusammengetreten 
und hat insgesamt 177 Beschlüsse gefasst. 
 

Landtagspräsidium 

 
ab Nov. 
2003 2004 2005 2006 2007 

bis Okt. 
2008 gesamt 

Sitzungen 1 15 15 14 10 7 62 

Beschlüsse 7 46 34 43 26 21 177 

 

Kollegium der Fraktionsvorsitzenden  

 
Dieses Gremium, dem die Vorsitzenden der Fraktionen und die Mitg-
lieder des Landtagspräsidiums angehören, trifft sich in der Regel vor 
den Landtagssitzungen, um über den Ablauf der Arbeiten zu beraten. 
Zuweilen wird es auch während der Landtagssitzungen einberufen, 
falls klärende Gespräche unter den Fraktionen nötig sind. In dieser 
Legislaturperiode wurden insgesamt 106 Sitzungen einberufen. 
 

Fraktionssprecherkollegium 

 
ab Nov. 
2003 2004 2005 2006 2007 

bis Okt. 

2008 gesamt 

Sitzungen 1 26 19 19 20 21 106 
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KOMMISSIONEN 
 

Die Gesetzgebungskommissionen  
 

Eine grundlegende Entscheidung zu den 
Arbeiten der Gesetzgebungskommis-
sionen wurde gleich zu Beginn der Le-
gislaturperiode getroffen. Das Kolle-
gium der Fraktionsvorsitzenden hat die 
Zahl der Mitglieder dieser Kommissio-
nen, die als erstes Organ des Landtags 
die eingereichten Gesetzentwürfe be-
gutachten, von acht auf fünf reduziert, 
eine Entscheidung, die bei der Opposi-
tion auch zu Protesten geführt hat. Die 
Aufteilung nach politischem und nach 
ethnischem Proporz sieht folgender-
maßen aus: drei von der politischen Mehrheit, zwei von der Opposi-
tion, vier von der deutschen, einer von der italienischen Sprachgrup-
pe. 
Die Zusammensetzung und die Aufgaben der vier Gesetzgebungs-
kommissionen wurden vom Landtag am 14. Jänner 2004 festgelegt. 
 

1. Gesetzgebungskommission  

 
Die erste Gesetzgebungskommission ist 64-mal zu-
sammengetreten, für insgesamt 143 Stunden und 36 
Minuten. Dabei wurden 56 Gesetzentwürfe begu-
tachtet, zehn davon wurden Landesgesetze. Die läng-
ste Sitzung ς 8 Std., 12 Min. ς hat am 20. November 
2007 stattgefunden, und zwar mit einer Anhörung 
zum Gesetzentwurf 147/07 (Allgemeine Bildungsziele 
und Ordnung von Kindergarten und Unterstufe). 
Mit diesem Gesetzentwurf hat sich die Kommission noch in acht wei-
teren Sitzungen auseinandergesetzt, insgesamt 38 Stunden und 38 
Minuten lang. Fünf Sitzungen waren hingegen für den Gesetzentwurf 
117/07 nötig (Bestimmungen über die Wahl des Südtiroler Landtages 
und der Landesregierung). 
In einer weiteren Anhörung mit Experten ging es um die Einrichtung 
einer Kinder- und Jugendanwaltschaft. 

Rat von den Gemeinden 

Mit Landesgesetz vom 11. Juni 2003 wurde der Rat 
der Gemeinden errichtet, der zu Gesetzentwürfen 
Stellung nehmen kann, wenn diese die Zuständig-
keiten der Gemeinden berühren. Seit Beginn der 
Legislaturperiode hat der Landtag dem Rat 89 sol-
che Gesetzentwürfe zur Stellungnahme übermit-
telt.  
In einer Vereinbarung mit den Kommissionsvorsit-
zenden wurde auch festgelegt, dass bei der Be-
handlung von Gesetzentwürfen von Gemeinde-
interesse die Anhörung des Präsidenten des Rates 
der Gemeinden zum festen Punkt auf der Tages-
ordnung wird. 

Zuständigkeiten 

Institutionelle Angelegenheiten, 
Unterricht, Kultur, Sport, Entwick-
lungszusammenarbeit, internatio-
nale Beziehungen und Beziehun-
gen des Landes zur EU, Kommuni-
kationswesen. 
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2. Gesetzgebungskommission  

 
Abgesehen von zwei Omnibusgesetzen (Landesge-
setzentwürfe 115/07 und 150/08), für die sechs bis 
sieben Stunden Beratung nötig waren, hat sich die 
zweite Gesetzgebungskommission am intensivsten ς 
sechs Stunden lang ς mit dem neuen Urbanistikge-
setz (LGE 112/07) auseinandergesetzt. 
Die Kommission hat im Laufe der fünf Jahre 29 Sitzungen abgehalten 
und 25 Gesetzentwürfe überprüft, 12 davon sind in Landesgesetze 
umgewandelt worden.  
Bei einer Expertenanhörung hat sich die Kommission über den Ein-
satz von Gentechnik in Landwirtschaft und Lebensmittelproduktion 
informiert, bei einer Studienreise nach Polen hat sie sich über den 
Stand der Landwirtschaft in den neuen EU-Ländern erkundigt. Bei 
einem Treffen mit dem Umwelt- und Agrarausschuss des Landtags 
von Schleswig-Holstein wurden die Herausforderungen für die Land-
wirtschaft in der EU erörtert. 
 

3. Gesetzgebungskommission  

 
Neben dem Haushaltsgesetz war die dritte Gesetzge-
bungskommission am längsten mit den Gesetzent-
würfen zu Forschung und Innovation (LGE 103/06, 4 
Std., 35 Min.) und zur Handwerksordnung (LGE 
130/07, 3 Std., 27 Min.) beschäftigt. 
Die Kommission hat sich in vier Expertenanhörungen 
über den Brennerbasistunnel und die Erfahrungen 
der Schweiz, über die Rechtsterminologie und das 
Erstellen von verständlicheren Gesetzen, über For-
schung und Innovation und über die Zusammenarbeit zwischenSüdti-
roler Wirtschaft und Uni Bozen kundig gemacht. Zu letzterem Thema 
hat es auch eine Aussprache mit der Wirtschaftsfakultät der Freien 
Universität Bozen gegeben. Was Innovation für die Wirtschaft bedeu-
tet, hat man sich bei einer Studienreise nach Helsinki näher ange-
schaut. 
In dieser Legislaturperiode wurden 45 Sitzungen zu insgesamt 99 
Stunden abgehalten und 47 Gesetzentwürfe begutachtet, 34 davon 
wurden Landesgesetze. 

Zuständigkeiten 

Land- und Forstwirtschaft, Um-
weltschutz, Raumordnung, öffent-
liche Gewässer und Energie. 

Zuständigkeiten 

Finanzen und Vermögen, öf-
fentliche Arbeiten, Industrie, Han-
del, Handwerk, Fremdenverkehr, 
Wirtschaftsprogrammierung, wis-
senschaftliche und technologische 
Forschung, Koordinierung der öf-
fentlichen Finanzen und des Steu-
ersystems. 
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4. Gesetzgebungskommission  

 
Die vierte Gesetzgebungskommission hat 49-mal ge-
tagt und dabei 34 Gesetzentwürfe in Augenschein 
genommen, zehn davon wurden vom Landtag als 
Landesgesetze verabschiedet. Die längste Sitzung 
war die Anhörung zum Landesgesetzentwurf 141/07 
über die Pflegeversicherung ς über sechs Stunden ς, 
an den auch jene Expertengruppe teilgenommen hat, die an der 
Erarbeitung des Entwurfs beteiligt war. Insgesamt am meisten Zeit 
investiert hat die Kommission jedoch in die Begutachtung eines Om-
nibusgesetzes und in die Wohnbaureform (LGE 162/08), für die sechs 
Sitzungen zu insgesamt 34 Stunden und 31 Minuten nötig waren. Vier 
Sitzungen lang wurde die Neuordnung des Gesundheitsdienstes (LGE 
102/06) begutachtet. 
Die Kommission hat sechs Anhörungen abgehalten: neben jener über 
die Pflegesicherung eine mit den Leitern der (damals) vier Sanitäts-
einheiten, eine über die Lehrlingsordnung, eine zweite über die Neu-
ordnung der Sanität mit Fachleuten und Sozialpartnern, eine über 
Frauen und Gesundheitswesen und schließlich jene über die Wohn-
baureform, bei der unter anderem der Mieterverband und die Ge-
werkschaften angehört wurden. Mit Blick auf die Reform des Ge-
sundheitsdienstes wurden das Bozner Krankenhaus und die Universi-
tätsklinik Tor Vergata in Rom besichtigt. 
  

Zuständigkeiten 

Arbeit und Berufe, Wohnbau, öf-
fentliche Fürsorge, Gesundheits-
wesen, Ernährung, ehrenamtliche 
Tätigkeit, Transportwesen. 
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Die Arbeit der Gesetzgebungskommissionen  

 

K
o
m

m
is

si
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S
itz
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g
e

n
 

(S
tu

n
d

e
n

) 
am längsten  
diskutiertes Gesetz 
 (außer Omnibus und 
Haushalt) 

Anhörungen Besuche und 
Studienreisen 

begutachtete 
Entwürfe 
 (genehmigt) 

1. 64 
(143) 

LGE 147/07 

Allgemeine Bildungs-
ziele und Ordnung von 
Kindergarten und Un-
terstufe 

(38:38 Std.) 

Bildungsreform  

Kinder- und Jugendanwalt 

 56 (15)  
 
10 davon 
wurden  
Landesgesetze 

2. 29 
(44) 

LGE 112/07 

Änderung des Landes-
gesetzes vom 11. Au-
gust 1997, Nr. 13 
ΰLandesraumord-
ƴǳƴƎǎƎŜǎŜǘȊΨ 

(5:58 Std.) 

Einsatz von Gentechnik in 
Landwirtschaft und Le-
bensmittelproduktion 

Landwirtschaft 
in den neuen 
EU-Ländern 
(Polen) 

25 (14) 
 
12 davon 
wurden  
Landesgesetze 

3. 45 
(99) 

LGE 103/06 

Forschung und Innova-
tion 

(4:35 Std.) 

Der Brennertunnel und die 
Erfahrungen in der Schweiz 

Forschung und Innovation 

Rechtsterminologie und 
Gesetzgebungstechnik 

Innovative Bildungsstrate-
gien und Wirtschaft 

Innovation 
und Wirtschaft 
(Finnland) 

47 (34) 
 
34 davon 
wurden  
Landesgesetze 

4. 49 
(110) 

LGE 162/08 

Änderung des Wohn-
bauförderungsgeset-
zes 

(34:31 Std.) 

Verwalter der Sanitätsbe-
triebe 

Ordnung des Lehrlingswe-
sens 

Neuordnung des Gesund-
heitsdienstes 

Frauen und Gesundheits-
wesen 

Pflegesicherung 

Wohnbaureform 

Krankenhaus 
Bozen 

Universitäts-
klinik Tor Ver-
gata (Rom) 

34 (11) 
 
10 davon 
wurden  
Landesgesetze 
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Untersuchungskommissionen  

 
In der XIII. Legislaturperiode wurden, jeweils auf Antrag von elf Ab-
geordneten, zwei Untersuchungskommissionen eingerichtet. 
Die erste wurde am 13. Jänner 2004 eingesetzt 
mit dem Auftrag, die Verwendung von Landes-
beiträgen an die Firmen Milkon und Gastrofresh 
zu überprüfen sowie eine allfällige Mitverant-
wortlichkeit seitens der politisch Verantwortli-
chen in Zusammenhang mit den in der Öffent-
lichkeit dargestellten Missständen zu prüfen. Die 
Kommission hat sich in 14 Sitzungen damit be-
fasst und die Arbeiten am 2. Februar 2005 mit 
der Genehmigung des vom Abgeordneten Baum-
gartner vorgelegten Berichts abgeschlossen. Zwei 
Abschlussberichte, die vom Abg. Leitner bzw. den 
Abg. Kury und Pöder vorgelegt wurden, wurden 
von der Kommission abgelehnt. Im genehmigten Bericht kam die 
Kommission zum Schluss, dass keine Unregelmäßigkeiten festgestellt 
werden konnten, dass es aber auch nicht ihre Aufgabe sei, zu bewer-
ten, ob die Auslagerung gewisser Geschäftsbereiche an die Gastrof-
resh opportun war und ob die Milkon-Mitglieder dadurch einen 
Schaden erlitten haben. Es bestünde auch die Gefahr, ungerechtfer-
tigte Unterstellungen zu nähren. 
 
Eine zweite Untersuchungskommission wurde am 14. Juli 2006 einge-
setzt, ob die vom Land vergebenen Berater- und anderen Aufträge 
erstens notwendig und zweitens rechtens waren. Die Kommission hat 
fünfmal getagt und ihre Arbeiten am 11. Juli 2007 mit der Genehmi-
gung des Abschlussberichts ihres Vorsitzenden Hermann Thaler abge-
schlossen. Der Bericht wurde, zusammen mit einem Minderheitenbe-
richt des Abg. Pöder, am 19. September dem Landtag zur Debatte 
vorgelegt. Laut dem von der Kommission genehmigten Abschlussbe-
richt sind keine Zweifel über die Notwendigkeit und Rechtmäßigkeit 
der vergebenen Aufträge entstanden. 
 

Sonderkommissionen  

 
Zwei Sonderkommissionen wurden gemäß Art. 24 der Geschäftsord-
nung des Landtages eingesetzt: 
Am 4. Februar 2004 hat der Landtag einstimmig die Einsetzung einer 
Kommission beschlossen, die sich mit den Sachbereichen laut Art. 47 

Stimmrechte 

Bei den Plenardebatten über die Er-
gebnisse der Untersuchungskommis-
sionen war immer auch der Abstim-
mungsmodus in der Kommission Ge-
genstand der Diskussionen. In einer 
Untersuchungskommission gilt das 
gewichtete Stimmrecht ς jedes Kom-
missionsmitglied verfügt über so viele 
Stimmen wie seine Fraktion Mitglieder 
hat. Die Berichte der Minderheiten, auf 
deren Antrag die Kommission einge-
setzt wurde, hatten somit wenige 
Chancen auf Annahme. 




